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Bericht des Ausschussesfür Yerfassun9 und Yerwaltun9
betreffend das Gesetz Über die Anwendung bundesgesetzlicher Vorschriften dienst-

rechtlicher Art auf Landesbeamte (9. Ergänzung zum Landesbeamtengesetz).

(L - 220/2 - XIX)

Gemäß § 2 Ahs. 1 des Landesbeamtengesetzes,
LGBL Nr. 2711954, in der Fassung der Landesbe-
amtengesetznovelle 1958, LGBl. Nr. 7, und der
Landesbeamtengesetznovelle 1961, LGBl. Nr. 17,
finden die für das Dienstrecht einschließlich des Be-
soldungs(Pensions}rechtes im Zeitpunkt des Be-
schlusses dieses Gesetzes maßgeblichen Bundesge-
setze und die als Gesetze des Bundes 'in diesem Zeit-
punkt geltenden' sonstigen Vorschriften, soweit im
Landesbeamtengesetz nichts anderes bestimmt wird,
als gesetzliche Vorschriften des Landes sinngemäße
Anwendung. Die Bestimmung des § 2 Abs. 2 des
Landesbeamtengesetzes sieht vor, daß bei Ände-
rungen der als Landesgesetze rezipierten .Vor·
schriften des Bundes eine sinngemäße, die Landes-
beamten zumindest nicht schlechter stellende Rege~

. lung durch Landesgesetz getroffen wird.

Im Sinne des § 2 Abs. 2 des Landesbeamtenge·
setzes wurde~ bisher in acht Ergän~ungen zu diesem
Gesetz bundesgesetzliehe Vorschriften dienstrecht-
licher Art als landesgesetzliche Vorschriften rezi-
piertl Mit § 1 des vorliegenden Gesetzentwurfes
s'ollen im Sinne des § 2 Abs. 2 des Landesbeamten-
gesetzes die vom Bundesgesetzgeber inzwischen er·
lassenen weiteren Dienstrerntsvorschriften als lan-
desgesetzliche Vorschriften mit der Maßgabe über-
nommen werden, daß an Stelle der Zuständigkeit
der obersten Organe der Vollziehung des Bundes die
der Landesregierung tritt. Eine eingehende Motivie- .
rmig der einzelnen bundesgesetzlichen Vorschriften,
die mit dem vorliegenden Gesetzentwurf als landes-
gesetzliche Vorschriften übernommen w.erden sollen,·
erÜbrigt sich im Hinblick auf die Erwägungen,
welche den Bund zur Erlassung dieser Vorschriften
veranlaßt haben.

Mit § 2 des vorliegenden Gesetzentwurfes' sollen
die §§ 53 und 54 des Gehaltsüberleitungsgesetzes,
BGBI. Nr. 2211947, soweit sie gemäß § 2 Abs. 1 des
Landesbeamtengesetzes als landesgesetzliche Vor-
schriften in Kraft stehen, außer Kraft gesetzt werden.
Diese beiden Paragraphe haben folgenden Wortlaut:

,,§ 53.
Ruhen der Pension während einer Verwendung
des Bezugsberedltigten im, öffentlichen Dienst.

(1) Erhält ein Beamter des Rubestandes Bezüge
aus einem öffentlichen Dienstverhältnis, so hat
sein Ruhegenuß für die Dauer dieses Arbeitsein·
kommens zur Gänze zu ruh~n, wenn das Arbeits-

.... "

einkommen den Betrag der früheren Dienstbezüge,
die für die Ruhegenußbemessung anrechenbar
waren, erreic~t oder übersteigt, (Einkommens·
grenze). Bleibt das Arbeitseinkommen hinter
dieser Einkommensgrenze zurück, so ist der Ruhe-
genuß in einem solchen Ausmaß flüssigzuhalten,
daß die Einkommensgrenze nicht überschritten
wird.

(,) Die Bestimmungen des Abs. (1) sind auf den
Bezug der Witwenpension entsprechend anzu·
wenden. Witwen erhalten hiebei die Witwenpen~
sion neben Bezügen aus einem öffentlichen Dienst-
verhältnis nur insoweit, als ihr Arbeitseinkommen
hinter 78,3 v. H. der für die Ruhegenußhemessung
anrechenbar gewesenen Dienstbezüge des ver-
storbenen Beamten ·zurückbleibt.

§ 54.
Ruhen beim Zusammentreffen von Pensionen.
Gebührt einer Witw~, die selbst in einem öffent·

lichen Dienstverhältnis stand, auf Grund dieses
Dienstverhältnisses ein fortlaufender Ruhegenuß,
so erhält sie daneben die Witwenpension nur in·
soweit, als ihr Ruhegenuß hinter 60 v. H. der für
die Bemessung des Ruhegenusses des verstorbe-
nen Beamten anrechenbar gewesenen Dienstbe·
züge oder, wenn es für die Witwe günstiger ist,
hinter dem Ruhegenuß der dem verstorbenen
Gatten im Zeitpunkt seines Ablebens gebührt hat
oder gebührt hätte, zurückbleibt. U

Die Bestimmung des § 53 Abs. 1 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes wur~e durch das Erkenntnis des
Verfassungsgerichtshofes vom ,28.' Juni 1958,

'G .20/58, als verfassungswidrig aufgehoben. Damit
ist auch der Abs. 2 dieses Paragraphen unanwend-
bar geworden. Mit Erkenntnis vom 24. Juni 1960,
G 13, 14159,V 41159- 8, hat der Verfassungsgerichls-
hof auch den § 54 des Gehaltsüberleitungsgesetzes
als verfassungswidrig aufgehoben. Mit diesen Er~
kenntnissen des Verfassungsgerichtshofes wUT,den
die Bestimmungen des § 53 Abs. 1 und des § 54 eher
nur soweit dllS der H.echtsordnlmg ausgeschiede:n,
als sie als bundesgesetzlidle Vorschriften in Geltung
standen. Ihre Rechtsgültigkeit als landesgesetzliche
Vorscbriften gemäß § 2 Abs. 1 des Landesbeamten-
gesetzes wurde durch die Erkenntniss-e des Verfas-
sungsgerichtshofes nicht berührt. Nunmehr sollen
die vom Verfassungsgerichtshof als verfassungs-
widrig erkannten Bestimmungen' des § 53 Abs. 1

.........
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und des § 54 des Gehaltsüberleitungsgesetzes ein-
schließlich der Bestimmung des bei Aufhebung des
§ 53 Abs. I· unanwendbar werdenden § 53 Abs. 2
dieses Gesetzes auch im Bereich des Landesbeamten-
rechtes, und zwar mit demselben Zeitpunkt, in dem
sie als bundesgesetzliehe Vorschriften ihre Anwend-
barkeit verloren haben, außer Kraft' gesetzt werden.

Li n z, am 23. Oktober 1963.

Dr. Zamponi
Obmann

vom .....

Der Ausschuß für Verfassung und Verwaltung be-
antragt, der Hohe Landtag möge das beigefügte Ge-
setz über die Anwendung bundesgesetzlicher Vor~
schriften dienstrechtlicher Art auf Landesbeamte
(9. Ergänzung zum Landesbeamtengesetz) be-
schließen.

Possart

Berichterstatter

Gesetz

über die Anwendung bundesgesetzlimer Vorsdlrilten dienstrechUicher Art auf Landesbeamte (9. Er-
gänzung zum Landesbeamtengesetz).

~,'\

Der o. Ö. Landtag hat beschlossen:

§ i.

(t) Für Landesbeamte (§ I des Landesbeamtenge-
setzes, LGBl. Nr. 2711954, in der Fassung der Landes-
beamtengesetznovelle 1958, LGBl. Nr. 7, und' der
,L;mdesbeamtengesetznovelle 1961, LGBl. Nr. 17)
gelten sinngemäß als landesgesetzlich.e Vorschriften:
a) das Bundesgesetz vom21.JuniI961,BGBl.Nr.164,

mit dem das Gehaltsgesetz 1956 neuerlim abge-
ändert wird (5. Gehaltsgesetz-Novelle);

b) das Bundesgesetz vom 15. Dezember 1961,
BGBI. Nr. 3i5, mit dem das RUhegenußvordienst-
zeitengesetz, BGBI. Nr. 19311949, ergänzt wird;

c) das Bundesgesetz vom 14. Feber 1962,
BGBL Nr. 57, über die neuerliche Abänderung
des Bundesgesetzes, womit Ergänzungszulagen
an Empfänger von Ruhe(Versorgungs)bezügen
des Bundes gewährt werden und die Ruhegenuß-
bemessungsgrundlage abgeändert wird;

d) das Bundesgesetz vom 27. Juni 1962,
BGBI. Nr. 208, über die Anrechnung von Vor-
dienstzeiten der Heimatvertriebenen, Südtiroler
und Kanaltaler und sonstiger im Ausland zurück-
gelegter Zeiten für die Bemessung des Ruhe~
genusses;

e) Artikel I und IV des Bundesgesetzes vom
17. April 19q3, BGBL Nr. 88, uber die Erhöhung
der im März 1963 auszuzahlenden Sonderzah-
lung;
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f) Artikel I des Bundesgesetzes vom 17. April 1953.
BGBL Nr. S9, mit dem das Gehaltsgesetz 1955
neuerlich geändert wird (7. Gehaltsgesetz-No-
velle) ;

9) das Bundesgesetz vom 22. Mai 1953, BGBLNr. 115,
über die neuerliche Abänderung des Bundesge-
setzes, womit Ergänzungszulagen an EmpfängerD
von Ruhe(Versorgungs)bezügen des Bundes ge-
währt w.erden und die Ruhegenußbemessungs-
grundlage abgeändert wird;

h) Artikel I und V des Bundesgesetzes vom 29. Mai
1953, BGBL Nr. 117, über die Erhöhung von Be-
zügen im öffentlichen Dienst;

i) das Bundesgesetz vom 19. Juni 1963,
BGBL Nr. 144, mit dem das Gehaltsgesetz 1955
neuerlich geändert wird (9. Gehaltsgeset;z:-No-
velle) ;

j) die §§ 1 bis 3 und 9 des Bundesgesetzes vom
4. Juli 1963, BGBL Nr. 174, über die Gewährung
von Uberbrückungshilfen an ehemalige Bundes-
bedienstete. . .

(2) An Stelle der Zuständigkeit der obersten Or-
gane der Vollziehung des Bundes tritt die der
Landesregierung.

(3) Die im Abs. 1 angeführten Redltsvorschriften
treten als landesgesetzliche Vorschriften mit dem
Tage in Kraft, mit dem sie als bundesgesetzliche
Vorschriften wirksam wurden.

§ 2.
(1) Die §§ 53 und 54 des Gehaltsüberleitungsge-

setzes, BGBL Nr. 22/1947, werden, soweit sie
gemäß § 2 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes,
LOBLNr. 27/1954, als landesgesetzliche Vorschriften
in Geltung stehen, aufgehoben.

(2) Die Aufhebung des § 53 des Gehaltsüberlei-
tungsgesetzes tritt mit Wirkung vom 8. August
Hi5S, die Aufhebung des § 54 des Gehaltsüberlei-
tungsgesetzes tritt mit Wirkung vom 31. August
1950 in Kraft.


